
BUNDESWEITE PROTESTE: 
In allen Landesteilen – wie hier in Dortmund 
(links) und Berlin – hat ver.di zu Aktionen auf-
gerufen, bei denen der Erhalt weiterer Stand-
orte von Galeria Karstadt Kaufhof, Karstadt 
Sports und Karstadt Feinkost gefordert wird. 
Dabei gibt es viel Solidarität von Kundinnen 
und Kunden (siehe S. 4)

FOTOS: DIETRICH HACKENBERG, ANDREAS HAMANN
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VERNICHTUNGSWETTBEWERB PLUS CORONA = KRISE

Wir kämpfen um jede
Filiale und jeden Job!

MOMENT MAL!
Grundlegende Feh-
ler werden nicht 
korrigiert, indem 
man sie wiederholt. 
Bei den Angriffen 
auf den arbeits-
freien Sonntag geht 
das aber seit vielen 
Jahren so. Nun muss die Corona-Pan-
demie dafür herhalten, den arbeitsfreien 
Sonntag im Einzel- und Versandhandel 
verstärkt anzugreifen: Die Wirtschafts-
minister in NRW und Niedersachsen 
haben vier weitere Sonntagsöffnungen 
ohne den bisher nötigen »Anlassbezug« 
durchgedrückt. Wir als ver.di halten das 
mit unseren Bündnispartnern aus der 
Allianz für den freien Sonntag für rechts- 
und verfassungswidrig. 
Das Grundgesetz hält den Sonntags- 
und Feiertagsschutz hoch; ohne Anlass-
bezug darf es keine Öffnungen geben. 
Auch sonst gilt, was wir seit langem 
zum Thema sagen: Eine Ausweitung der 
Ladenöffnungszeiten verhindert nicht 
das Aus für viele Geschäfte – der Ver-
drängungswettbewerb wird dadurch 
sogar beschleunigt. Mehr Umsatz ist 
nicht erreichbar, da die potentiellen 
Kund*innen keinen Cent mehr in der 
Tasche haben, nur weil die Läden häu-
figer und länger offen sind. Die größte 
Belastung bei mehr Sonntagsöffnungen 
tragen aber die Beschäftigten. Freizeit-
aktivitäten am Wochenende werden für 
sie zur Utopie; der arbeitsfreie Sonntag 
als gemeinsamer Anker der gesamten 
Gesellschaft soll dem Konsum geopfert 
werden. Wir wenden uns entschieden 
dagegen. Wer den Zusammenhalt der 
Menschen dem Konsum opfert, zerstört 
die Gesellschaft!

O R H A N  A K M A N

Leiter der Bundesfachgruppe Einzelhandel 

Die nächste Ausgabe erscheint 
im Dezember 2020
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Pünktlich zum Ausbildungsstart be-
antworten die Arbeitgeber vom 

Einzelhandelsverband HDE den starken 
Mangel an Nachwuchs mit viel gepfleg-
tem Selbstlob. Doch die Fäden im Han-
del, der endlich von der Politik als 
»systemrelevant« entdeckt worden ist, 
werden weiter ohne besondere Rück-
sicht auf die Beschäftigten gezogen. 

Schließungen und Entlassungen bei 
Galeria Karstadt Kaufhof, Unterneh-
menspleiten und ein rigoroser Sparkurs 
bei den Mode- und Elektronikhändlern 
– wer dies vor allem auf Corona zurück-
führen will, irrt gewaltig oder betreibt 
ein falsches Spiel. Tatsächlich sind es 
durch jahrelanges Missmanagement und 
Umsatzausfälle in der gegenwärtigen 
Pandemie zugespitzte Krisenerscheinun-
gen. Die aber haben ihre Ursache – auch 
schon vor Amazon – in einer brutalen 
Konkurrenz, die jetzt allerdings noch 
digital angeheizt wird. 

»Es beschleunigt sich ein Wettbewerb 
der Handelskonzerne, der auf die gna-
denlose Vernichtung der sogenannten 
Mitbewerber abzielt«, sagt Orhan Ak-
man, ver.di-Bundesfachgruppenleiter 
Einzelhandel. »Die Menschen, die dabei 
auf der Stecke bleiben, zählen für vie-
le der Konzerne offenbar nichts. Dage-
gen kämpfen wir.«

Auch der HDE befeuert den
Vernichtungswettbewerb

Dass Amazon als einer der größten 
Corona-Profiteure und bekennender 

Gegner von Tarifverträgen seit wenigen 
Monaten OT-Mitglied (»Ohne Tarif«) des 
Arbeitgeberverbandes HDE ist, bringt 
die Sache auf den Punkt. Der Online-
riese bleibt tariflos und verzerrt wie 
andere Händler mit Verbandshilfe den 
Wettbewerb. 

Stefanie Nutzenberger, ver.di-Bun-
desvorstandsmitglied, fordert Verant-
wortung ein: »Es ist höchste Zeit, dass 
die Politik die Weichen stellt, um die 
Strukturprobleme in der Branche – Stich-
worte: Ladensterben und Verödung der 
Innenstädte – zu bekämpfen.« Ein ers-
ter Schritt wäre es, die Allgemeinver-
bindlichkeit der Tarifverträge zu erleich-
tern, so dass sie überall und für alle im 
Handel verbindlich sind. Genau das 
verlangt der ver.di-Bundesfachbereich 
mit seiner Initiative »Einer für alle« – 
mehr dazu: handel.verdi.de/themen/
tarifpolitik/ave

Dramatische Situation für
sehr viele Beschäftigte

»Der HDE macht die Löhne und Ge-
hälter weiter zum Spielball im Vernich-
tungswettbewerb, sein Applaus für den 
Supereinsatz der Beschäftigten in der 
Corona-Krise war nur kurz und kostete 
nicht viel«, kritisiert Einzelhandelsex-
perte Orhan Akman. Hinzu kommen 
exzessive Öffnungszeiten, zuviele Ver-
kaufsflächen und Preiskriege, die eine 
gesündere Handelslandschaft mit aus-
reichend gut bezahlten und sicheren 
Arbeitsplätzen verhindern.

Hier gegenzuhalten und die existen-
ziellen Interessen der Beschäftigten zu 
verteidigen, ist und bleibt eine große 
Herausforderung. Die ver.di-Handels-
teams aller Ebenen stellen sich ihr – zu-
sammen mit den aktiven Mitgliedern, 
Betriebsräten und Gesamtbetriebsräten 
in den Unternehmen. 

Der Kampf um Galeria Karstadt Kauf-
hof (GKK), Karstadt Sports und Karstadt 
Feinkost hat mit der Annahme der 
Insolvenzpläne durch die Gläubigerver-
sammlungen Anfang September einen 
weiteren Höhepunkt erreicht. Die Zer-
schlagung, vor der Stefanie Nutzenber-
ger noch kurz vor dem Treffen der 
GKK-Gläubiger in Essen eindringlich 
gewarnt hatte, ist damit erst einmal vom 
Tisch. Dennoch werden durch Schlie-
ßungen tausende Beschäftigte ihrer 
beruflichen Existenz beraubt – voraus-
sichtlich über 5.000 Menschen und 
ihre Familien.

Orhan Akman prangerte diese dra-
matische Situation in der GKK-Gläubi-
gerversammlung an und kritisierte 
Schwachstellen im Insolvenzplan wie 
die mangelnde Verzahnung von On-
line-Geschäft und stationärem Handel. 
Als skandalös bezeichnete er das Miss-
management der letzten Jahre und die 
Blockadehaltung des Eigentümers 
Signa, bei Karstadt Sports eine Beschäf-
tigungs- und Qualifzierungsgesellschaft 
(BQG/Transfergesellschaft) für die von 
Arbeitsplatzverlust Betroffenen zu 
finanzieren. 

� Fortsetzung auf Seite 3

So müssen in den Betrieben an erster 
Stelle mit technischen Schutzmaßnah-
men mögliche Gefahren vor einer In-
fektion mit dem Corona-Virus abge-
wendet werden. Im Handel gehören 
dazu Schutzvisiere, Masken, Abstands-
halter, Begrenzung der Kund*innenzahl 
und anderes mehr. Die verbindliche 
Arbeitsschutzregel sieht darüber hinaus 

vor, in der andauernden Pandemie-Zeit 
die ohnehin vorgeschriebenen Gefähr-
dungsbeurteilungen für jeden Arbeits-
platz zu überprüfen und anzupassen. 
Dazu zählen die Wahrung des Schutz-
abstandes von mindestens anderthalb 
Metern, der in Geschäften oft nicht 
eingehalten wird, ebenso wie das sach-
gerechte Lüften, was im Handel auch 
oftmals nicht gewährleistet ist, sowie 
weitere spezielle Hygieneregeln.

Bei der Überprüfung der Gefährdungs-
beurteilungen sollen ausdrücklich die 
psychischen Belastungen stärker berück-
sichtigt werden als bisher. Auch in die-
sem Punkt können im Handel Tätige 

»Corona-Spezial« nennt sich das neue 
Lern- und Unterweisungsmodul der Be-
rufsgenossenschaft Handel und Waren-
logistik (www.bghw.de)� FOTO: BGHW

N E U E ,  V E R B I N D L I C H E  A R B E I T S S C H U T Z R E G E L  W E G E N  D E R  P A N D E M I E

I N H A LT
	NEU ZUM START: Seit dem 1. August 
gilt im Groß- und Außenhandel eine 
neue Ausbildungsordnung� Seite 3

	AUSBILDUNGSBEGINN: Eine gu-
te Gelegenheit, über Jugendarbeit und 
JAV-Wahlen im Handel zu informieren, 
die Auszubildenden in ihrer neuen 
Lebensphase zu begleiten und die ei-
genen Reihen zu stärken� Seite 4

Kund*innen, die dem Verkaufsper-
sonal auf die Pelle rücken, sind das 

eine. Das andere sind Geschäftslei-
tungen, die sich Hygienekonzepte spa-
ren, weil ja schließlich alles Geld kostet. 
Dank einer verbindlichen Arbeitsschutz-
regel kann solchen Missständen ab 
sofort ein Riegel vorgeschoben werden.

Nach Verhandlungen in den Arbeits-
schutzausschüssen verkündete DGB-Vor-
standsmitglied Anja Piel am 11. August, 
dass die von der Bundesanstalt für Ar-
beitsschutz und Arbeitsmedizin erarbei-
tete SARS-CoV-2-Arbeitsschutzregel nun 
gilt. Damit wird der im April vom Bun-
desarbeitsministerium erarbeitete Co-
rona-Arbeitsschutzstandard konkretisiert 
und vor allem mit Pflichten für den 
Arbeitgeber versehen.

Endlich mehr Schutz profitieren, denn angesichts der Arbeits-
verdichtung und hoher Anforderungen 
hat dort die psychische Belastung – nicht 
erst seit der Corona-Pandemie, aber durch 
sie verstärkt – enorm zugenommen.

In der Praxis dürfte die neue Arbeits-
schutzregel vor allem dort gut in die 
Praxis umgesetzt werden, wo sich aktive 
Betriebsräte für die Belegschaft einset-
zen. Nach Inkrafttreten der Arbeits-
schutzregel ist es aber auch Aufgabe 
der Arbeitsschutzaufsichten von Län-
dern, Kommunen und Unfallversiche-
rung, die Betriebe verstärkt auf Einhal-
tung der Bestimmungen zu kontrollie-
ren. Es wird sich zeigen, wie oft Amazon, 
Aldi und all die anderen Handelsbetrie-
be gründlich unter die Arbeitsschutz-
Lupe genommen werden.� G G

Online-Handlungshilfe: Zur Gefährdungs-
beurteilung gibt es eine umfangreiche Hand-
lungshilfe von ver.di. Sie ist im Internet zu 
finden und enthält viele nützliche Unterpunkte 
zu diesem wichtigen Instrument für Gute 
Arbeit. verdi-gefährdungsbeurteilung.de
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ternehmen auf Einschüchterung: Es 
reagierte nicht auf die Verhandlungs-
aufforderung von ver.di und forderte 
stattdessen die Verkleinerung des GBR 
von 40 auf acht Mandate.

»Zusammengenommen ist das ein 
eklatanter Angriff auf die demokrati-
schen Rechte der Beschäftigten – Wert-
schätzung sieht anders aus«, kommen-
tiert Damiano Quinto von der ver.di- 
Bundesverwaltung. »Wir werden H&M 
mit aller Kraft an den Verhandlungstisch 
bewegen und den Betriebsräten weiter 
den Rücken stärken.« 

Beschäftigtenumfrage  
bei Ikea startet
 
Ebenfalls wenig Bereitschaft, die Digi-
talisierung mit den Beschäftigten zu 
gestalten, zeigt bisher der Möbelgigant 
Ikea. Das Management schiebt Ver-

Bei der Textilkette Zara ist zuerst 
deutlich geworden, welche Ge-

fahren im Umbau zum »Omnichannel«-
Händler stecken, den derzeit so ziemlich 
alle Einzelhandelsunternehmen forcie-
ren. Der ver.di-Arbeitskreis Junge Mode 
hat sich intensiv dazu ausgetauscht.

»Wenn eine App detailliert vorgibt, 
was man zu tun hat, wenn man nur 
noch Pakete aus dem Lager holt, die 
der Kunde zuvor bestellt hat, dann 
kommt genau das unter die Räder, was 
diesen Beruf ausmacht: Beratung, Fach-
kompetenz und Kommunikation«, meint 
die H&M-Gesamtbetriebsratsvorsitzen-
de Saskia Stock. Sie befürchtet, dass 
digitale Technik dazu genutzt werden 

telzeitung«. Leiharbeitskräfte, befristet 
und auf Werkvertragsbasis Beschäftig-
te könnten ihre Jobs verlieren. Das An-
gebot soll um zehn Prozent reduziert 
werden; auch die Frischetheken werden 
kritisch unter die Lupe genommen. Trotz 
erheblicher Umsatzzuwächse während 
der Corona-Pandemie plant SCP das 
Kostensenkungsprogramm. Künftig 
könnte das Stammpersonal überall in 
den Märkten eingesetzt werden. SCP 
hatte zuvor – genau wie die Metro AG 
– den real-Beschäftigten die Bezahlung 
nach den Flächentarifverträgen verwehrt 
sowie Verhandlungen mit ver.di über 
eine Standort- und Beschäftigungssi-
cherung abgelehnt.

Inzwischen hat auch Edeka sein In-
teresse an Filialen offiziell beim Kartell-
amt angemeldet. Die Rede ist von 72 
Häusern. ver.di warnt davor, dass Ede-
ka sie über kurz oder lang an private 
Kaufleute weiterreichen könnte, wo es 
in der Regel weder Tarifbindung noch 

 EINZELHANDEL

KURZ & KNAPP

  BRISANTE WEINSTUDIE: ver.di, 
die Rosa-Luxemburg-Stiftung und das 
Gewerkschaftsnetzwerk TIE haben 
Ende August die Studie „Günstiger 
Wein, bitterer Nachgeschmack“ ver-
öffentlicht. Darin werden die Liefer-
verbindungen von südafrikanischen 
Weinfarmen nach Deutschland unter-
sucht. Diese zahlen meist äußerst 
schlechte Löhne und behindern 
Gewerkschaften. ver.di-Vorstandsmit-
glied Stefanie Nutzenberger äußerte 
die Erwartung an die Bundesregie-
rung, dass gewerkschaftliche Rechte 
und Vereinigungsfreiheit zum festen 
Bestandteil des aktuell diskutierten 
Lieferkettengesetzes werden müssen 
(siehe auch S. 4; zur Weinstudie aus-
führlich in der kommenden Ausgabe).. 

  SIEG FÜR SONNTAGSSCHUTZ: 
Das Oberverwaltungsgericht in Mün-
ster hat am 28. August aufgrund einer 
Klage von ver.di klargestellt, dass auch 
die Folgen von Corona keine verkaufs-
offenen Sonntage ohne Anlassbezug 
rechtfertigen. Die Städte Lemgo und 
Bad Salzuflen hatten auf Grundlage 
eines Runderlasses der Landesregie-
rung in NRW geplant, Sonntagsöff-
nungen ohne Anlassveranstaltung – 
wie ein Markt, ein Fest oder eine 
Messe – zu genehmigen (siehe auch 
Kommentar S.1). „Das Grundrecht auf 
Sonntagsschutz gilt auch in Corona-
Zeiten“, so Silke Zimmer, die ver.di 
Handel in NRW leitet. 

  AMAZON VERLIERT: Der Online-
händler ist mit Verfassungsbeschwer-
den gegen Streiks auf seinem Be-
triebsgelände gescheitert. Das Bun-
desverfassungsgericht nahm diese 
nicht zur Entscheidung an. Es bestä-
tigte damit zwei Urteile des Bundes-
arbeitsgerichts zu Streikmaßnahmen 
von ver.di auf den Amazon-Parkplät-
zen in Koblenz und Pforzheim. Das 
BAG hatte dem Streikrecht gegenüber 
dem Hausrecht – aufgrund der ört-
lichen Besonderheiten – den Vorrang 
gegeben. Der Gewerkschaft sei nur 
so möglich, Beschäftigte bei Schicht-
beginn direkt zur Streikteilnahme 
aufzufordern.

  ESPRIT-SCHLIESSUNGEN: ver.di 
kritisiert die Pläne von Esprit, wonach 
44 der bundesweit 94 Filialen ge-
schlossen und 1.100 Beschäftigte ent-
lassen werden sollen, aufs Schärfste. 
Gefordert wird u.a. eine Transferge-
sellschaft, in der die Betroffenen qua-
lifiziert und weitervermittelt werden 
können. Anfang Juli hatte das Insol-
venzgericht der Eröffnung eines In-
solvenzverfahrens in Eigenverwal-
tung zugestimmt.

könnte, die Tätigkeiten weiter aufzu-
spalten und abzuwerten. Ihre Schluss-
folgerung: »Wir müssen uns einmischen 
und die Digitalisierung im Sinne der 
Beschäftigten mitgestalten.«

Doch die H&M-Spitze scheint an der 
Einbeziehung seiner Belegschaft nicht 
interessiert. Ihr »Digitalpakt 2025« sieht 
weder deren Beteiligung noch Absiche-
rung vor. Stattdessen sollen die Abläu-
fe beschleunigt werden – auf Kosten 
der Mitbestimmung. Der Gesamtbe-
triebsrat setzt sich deshalb für einen 
von ver.di verhandelten Digitalisierungs-
tarifvertrag ein, der die Beteiligung der 
Beschäftigten am Zukunftskonzept, die 
Arbeitsplätze und Standorte sowie gu-
te Arbeitsbedingungen sichern soll. Statt 
darüber zu verhandeln, setzt das Un-

handlungen mit ver.di mit Verweis auf 
interne Reiserichtlinien auf die lange 
Bank, obwohl Präsenztermine in ande-
ren Fällen durchaus stattfinden. »Die 
Beschäftigten wollen beteiligt werden. 
Wir fangen damit an und führen im 
September eine Befragung dazu durch, 
welche Themen bei der Digitalisierung 
besonders unter den Nägeln brennen«, 
erklärt Maren Ulbrich, die bei ver.di für 
Ikea zuständig ist. Auf dieser Grundla-
ge will die Bundestarifkommission For-
derungen für einen umfassenden Zu-
kunftstarifvertrag entwickeln. Dem 
Unternehmen scheine diese Dimension 
noch nicht klar zu sein, da es lediglich 
vom »Nachjustieren« bestehender Re-
gelungen spreche, berichtet Ulbrich. 
»Auch Ikea sollte wissen: Erfolgreiche 
Digitalisierung braucht klare Regeln und 
geht nur mit, nicht gegen die Beschäf-
tigten.«� D A N I E L  B E H R U Z I

– nur mit uns

Auf dem Leipziger Innenstadtring 
ging nichts mehr. Etwa 80 Fahr-

zeuge bildeten am 30. Juni einen kilo-
meterlangen Autokorso und blockierten 
so für eine Weile den Verkehr. »Mag 
sein, dass Sie jetzt ein paar Minuten 
warten müssen«, hieß es aus einem 
Lautsprecherwagen an die erstaunten 
Passanten gerichtet. »Die Kolleginnen 
und Kollegen von Amazon warten seit 
sieben Jahren auf den Tarifvertrag!«

Auch an anderen Standorten versam-
melten sich an diesem Tag Streikende 
in ihren Fahrzeugen, da wegen Corona 
größere Versammlungen kaum möglich 
gewesen wären. Trotzdem folgten etwa 
2.000 Beschäftigte dem Aufruf von  
ver.di und verlangten ein weiteres Mal 
die Übernahme der Entgelttarifverträge 
des Einzelhandels sowie den Abschluss 
eines Tarifvertrages für gute und ge-
sunde Arbeit. Ihre Wut ist groß. Während 
der Konzern einer der größten Profi-
teure der Pandemie ist und Jeff Bezos 
täglich weitere Unsummen kassiert, 
sollen sich die Beschäftigten mit Bro-
samen begnügen und den Mund halten.

Amazon weigert sich nicht nur, die 
Tarifverträge für den Einzelhandel zu 
übernehmen, obwohl der Konzern An-
fang des Jahres dessen Unternehmer-
verband HDE beigetreten ist. Auch 
Covid-19 zeigte einmal mehr, dass die 
Profitgier von Amazon keine Grenzen 

B E S C H Ä F T I G T E  B E I  H & M  U N D  I K E A  F O R D E R N  T A R I F V E R T R Ä G E  Z U R  A R B E I T  D E R  Z U K U N F T

Seit Ende Juni gehört die SB-Waren-
hauskette real nicht mehr der Metro 

AG, sondern dem russischen Finanzin-
vestor Sistema Capital Partners (SCP), 
der ein Konsortium mit dem deutschen 
Immobilienkonzern x+Bricks bildet. Be-
vor mehr als 100 der 270 Filialen wahr-
scheinlich an Kaufland und Edeka über-
gehen, hat SCP im August einen harten 
Sparkurs für real angekündigt.

Um 350 Millionen Euro sollen die 
Kosten sinken, schrieb die »Lebensmit-

Zentralisierung, Standardisierung, 
Rationalisierung – das ist die Essenz 

der neuen Strategie von Media-Markt-
Saturn. Am 12. August segnete der 
Aufsichtsrat eine grundlegende Um-
strukturierung des zum Ceconomy-
Konzern gehörenden Elektrohändlers 
ab. Demnach soll in den hierzulande 
rund 400 Märkten eine Standardorga-
nisation eingeführt werden. Einkauf, 
Logistik und andere Aufgaben werden 
zentralisiert, zugleich wird das Füh-
rungspersonal vor Ort drastisch redu-
ziert. Europaweit sollen bis zu 3.500 
Arbeitsplätze gestrichen und einige 
Filialen geschlossen werden. Betriebs-
räte versuchen, Beschäftigte vor Job-
verlust und Abgruppierung zu schützen 
– wo es sie gibt.

»Jetzt geht es darum, die
Mitbestimmung zu stärken«

Laut Ceconomy soll die Umstruktu-
rierung »eine maximale Fokussierung 
der Mitarbeiter auf das Kundenerlebnis 
ermöglichen«. Beschäftigtenvertreter 
bezweifeln das. »Der beste Service ist, 
wenn genug Angestellte in den Märk-
ten sind, die Kundenbeziehungen auf-
bauen und die Menschen gut beraten«, 
betont der Betriebsratsvorsitzende der 
Bielefelder Saturn-Filiale, Jürgen Schulz. 
Der Abbau von rund sieben Prozent der 
Arbeitsplätze sei daher der falsche Weg. 
Er verweist darauf, dass schon bisher 
viele Stellen gestrichen wurden – allein 
seit Beginn der Corona-Pandemie sollen 
es etwa 5.000 gewesen sein, gut 900 
davon in Deutschland. Dabei ist der 
Elektronikhändler recht gut aus der 
Absatzdelle gekommen. Im Mai übertraf 
der Umsatz das Vorjahresniveau um drei 
Prozent, im Juni gar um zwölf Prozent.

Dazu hat zwar vor allem das Online-
geschäft beigetragen, doch die Märkte 
spielen dabei eine wichtige Rolle. »On-
linekunden werden auch aus den Märk-
ten heraus bedient. Das bedeutet dort 
noch mehr Arbeit – bei gleich viel oder 
sogar weniger Personal«, berichtet 
Schulz, der auch im ver.di-Bundesfach-
bereichsvorstand Handel aktiv ist. Durch 
die Standardisierung werde der Druck 
weiter wachsen, ist das Ceconomy-Auf-
sichtsratsmitglied überzeugt. »Wenn 
die Strukturen und Prozesse vereinheit-
licht sind, werden die Märkte anhand 
von Kennzahlen wie Umsatz und Per-
sonalaufwand sicher noch stärker in 
direkte Konkurrenz zueinander gesetzt.«
Da ist es für die Belegschaften entschei-
dend, von engagierten Betriebsräten 
vertreten zu werden. Doch das ist nur 
in einer Minderheit der Märkte der Fall. 
ver.di fordert die Beschäftigten deshalb 
auf, zusammen mit ihrer Gewerkschaft 
die Wahl von Betriebsräten in die We-
ge zu leiten. »Gerade jetzt geht es 
darum, die Mitbestimmung weiter zu 

stärken«, erklärt der ver.di-Fachgrup-
penleiter für den Einzelhandel, Orhan 
Akman. Die Beschäftigten bräuchten 
»in diesen Umbruchzeiten gute juri-
stische und fachliche Unterstützung 
durch Betriebsräte und ver.di«.� D B

M E D I A - M A R K T- S A T U R N

Radikaler 
Umbau

kennt. Die Manager hätten die Folgen 
der Pandemie am liebsten voll auf die 
Belegschaft abgewälzt, nur zögerlich 
und nach massivem Druck der Öffent-
lichkeit, der Beschäftigten und der Ge-
werkschaft wurden Schutzmaßnahmen 
ergriffen. Trotzdem waren Dutzende 
Infektionen an mehreren Standorten 
sowie mindestens ein verstorbener Kol-
lege die Folge dieser Politik. Zugleich 
verweigerte das Unternehmen Informa-
tionen über die Lage, so dass Gerüch-
te kursierten und sich teilweise Panik 
breitmachte.

Ex-Spitzenmanager
wechselt die Seiten

Derweil zahlte Amazon seinen Be-
schäftigten einige Wochen lang zwei 
Euro zusätzlich pro Stunde – aber nur, 
wenn die Kolleginnen und Kollegen 
auch wirklich zur Arbeit erschienen. Wer 
krank war, kriegte nichts – und so be-
stand die Gefahr, dass man sich doch 
zur Arbeit schleppte. Das hätte fatale 
Folgen haben können. Inzwischen hat 
Amazon die Erhöhung sogar wieder 
gestrichen. Die durch Corona erschwer-
ten Arbeitsbedingungen seien »die neue 
Normalität«, hieß es dazu. 

Diese »Normalität« führte dazu, dass 
ein Vizepräsident des Konzerns die Bro-
cken hingeschmissen hat. Nachdem 

Amazon in den USA mehrere Gewerk-
schafterinnen und Gewerkschafter 
entlassen hatte, kündigte Tim Bray am 
1. Mai seinen hochdotierten Vertrag. 
Das Problem sei nicht nur der Umgang 
mit der Pandemie, schrieb er dazu auf 
seinem Blog. »Es geht darum, dass 
Amazon die Menschen in den Lager-
häusern als austauschbare Einheiten mit 
Pick-und-Pack-Potential behandelt.« 
Zusammen mit dem internationalen 
Gewerkschaftsverbund UNI Global Uni-
on, dem auch ver.di angehört, fordert 
Bray grundlegende Veränderungen in 
dem Konzern. »In der einen oder an-
deren Weise erfordert das, den Arbeitern 
mehr Macht zu geben«, schrieb er am 
29. Juli in der »New York Times«. Und 
weiter: »Aber es ist nicht nötig, zu war-
ten. Macht kann nicht nur gegeben 
werden, man kann sie auch nehmen. 
Dafür sind Gewerkschaften da.«
 � A N D R É  S C H E E R

Amazon die 
Stirn zeigen

� FOTO: ALAMY

W I D E R S T A N D  A U C H  G E G E N  M A N G E L H A F T E N  G E S U N D H E I T S S C H U T Z

verlässlich geregelte Arbeitsbedingun-
gen gibt. Kaufland hatte Anfang Juni 
die Übernahme von bis zu 101 real-Märk-
ten angemeldet.

Wann wacht die Politik
denn endlich auf?

ver.di setzt sich weiter für einen Aner-
kennungstarifvertrag ein. »Tarifbindung 
ist elementar, um Dumpinglöhne zu 
verhindern und Menschen zu ermögli-
chen, ohne staatliche Hilfen zu leben«, 
so ver.di-Vorstandsmitglied Stefanie 
Nutzenberger. Standorte, Arbeitsver-
hältnisse und Betriebsratsstrukturen 
müssten im jetzigen Übergang gesichert 
werden. »Zudem ist es dringlich, dass 
sich die Politik endlich für den Erhalt 
der vielen gefährdeten Jobs engagiert.« 
Im September (nach Redaktionsschluss) 
diskutierten die Betriebsräte bei einem 
bundesweiten Treffen über das weitere 
Vorgehen.� G U D R U N  G I E S E

� FOTO: DIETRICH HACKENBERG

Jetzt auch noch Sparkurs 
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die bofrost-Betriebsräte zu stärkerem 
Engagement für die Rückkehr in die 
Flächentarifverträge motivieren. In einem 
ver.di-Flyer heißt es, dass derzeit weder 
die Wünsche der Beschäftigten noch 
die der Betriebsräte Gehör bei der 
bofrost-Geschäftsleitung fänden: »Wir 
werden nicht ernst genommen!« Des-
halb sollten die Arbeitnehmervertretun-
gen nun verstärkt den Schulterschluss 
mit ihren Kolleg*innen suchen – und 
auch mit der Gewerkschaft: »Fordert 
von ver.di vor Ort Unterstützung an und 
lasst uns daraus eine deutschlandwei-
te Bewegung machen.«

Allein mit den Instrumenten der be-
trieblichen Mitbestimmung ließen sich 
nicht alle Probleme lösen – wie etwa 
die konkreten Arbeitsbedingungen oder 
die Zahlung der Jahressonderzuwen-
dung. »Hier braucht es die gewerk-
schaftliche Organisation und die Absi-
cherung über geltende Tarifverträge«, 
sagt Nils Böhlke.� G G

Flyer unter: handel-nrw.verdi.de/
gross-und-aussenhandel

Immer mehr Menschen lassen sich Le-
bensmittel nach Hause liefern – nicht 

erst seit der Corona-Pandemie. Die hat 
allerdings die Umsätze stark steigen 
lassen. Bei bofrost etwa, dem Spezia-
listen für gefrorenes Essen, laufen die 
Geschäfte gerade hervorragend. Doch 
längst nicht alle profitieren davon.

Mehr Bewegung kann 
gute Ergebnisse bringen

»Auch wenn manche der Kolleginnen 
und Kollegen jetzt mehr Gehalt be-
kommen, so nützt ihnen das auf Dau-
er nichts«, sagt Nils Böhlke, der im 
ver.di-Landesbezirk NRW für den Groß- 
und Außenhandel zuständig ist. »Wir 
setzen uns dafür ein, dass das Unter-
nehmen wieder in die Tarifbindung 
zurückkehrt.« Vor drei Jahren hat sich 
bofrost aufgespalten und in den west-
lichen Bundesländern Tarifflucht began-
gen. In Ostdeutschland gilt zwar ein 
Tarifvertrag, aber ein schlechter.

Die ver.di-Fachbereiche Handel in 
NRW und in Rheinland-Pfalz wollen nun 
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KURZ & KNAPP

  IM AUFWIND: Der zur Rewe-
Group gehörende Convenience-Groß-
händler Lekkerland sucht nach Coro-
na-bedingten Umsatzeinbrüchen 
neue Geschäftsfelder. So wird das 
Unternehmen neben der Belieferung 
von Tankstellen und Kiosken künftig 
rund 700 Subway-Schnellrestaurants 
in Deutschland, Österreich und 
Luxemburg mit Produkten versorgen. 
Kürzlich hatte Shell den Vertrag mit 
Lekkerland zur Belieferung von rund 
2.000 Shops für fünf Jahre verlängert. 
Der Mineralölkonzern gehört nach 
Unternehmensangaben zu seinen 
größten Kunden. Bei Lekkerland soll 
es nach Medienberichten Corona-
bedingt im Frühjahr in manchen Be-
reichen hohe zweistellige Umsatz-
rückgänge gegeben haben.

D E R  V E R K A U F  V O N  R E A L  Z W I N G T  Z U  U M O R I E N T I E R U N G  U N D  N E U E R  S T R A T E G I E
GROSSHANDEL

MLOG-Beschäftigter im Einsatz� FOTO: ARCHIV

Tarifbezahlung bei
bofrost ist machbar

Neu seit
1. August

A U S B I L D U N G

Gute frische Inhalte und veränderte 
Gewichtungen kennzeichnen die 

neu geordnete Ausbildung im Groß- 
und Außenhandel, die zum 1. August 
in Kraft getreten ist. Seit der letzten 
Reform der Berufsbilder in beiden Be-
reichen haben sich die Anforderungen 
durch Digitalisierung und E-Commerce 
weiterentwickelt, was nun berücksich-
tigt worden ist. 

Auch die Berufsbezeichnung wurde 
verändert, und zwar in »Kaufmann*frau 
für Groß- und Außenhandelsmanage-
ment«, womit abgebildet wird, dass 
Prozessorientierung und Projektmanage-
ment eine große Rolle in diesem Beruf 
spielen, der weiterhin aus den Fach-
richtungen »Großhandel« und »Außen-
handel« besteht. 

Digitalisierung wirkt sich aus

Beide Richtungen lernen während der 
Berufsausbildung, Sortimente zusam-
menzustellen, die Beschaffungslogistik 
zu steuern, den Wareneinkauf zu planen 
und Marketingaktionen vorzubereiten. 
Außerdem geht es um Arbeitsorgani-
sation, Gesundheitsschutz und E-Busi-
ness. Während angehende Großhänd-
ler*innen sich vertiefend mit Lager-
logistik und Rückabwicklungen befassen, 
erwerben Außenhändler*innen in spe 
Kenntnisse der Auslandsmärkte und 
befassen sich intensiv mit internationa-
len Berufskompetenzen.

Neu ist der Examensmodus, der eine 
»gestreckte Abschlussprüfung« vorsieht, 
deren erster Teil die bisherige Zwischen-
prüfung ersetzt und vollständig in die 
Bewertung eingeht. Teil 2 der Prüfung 
sieht ein Gespräch zu einer betrieblichen 
Fragestellung vor. 	� G G bofrost-Fuhrpark� FOTO: SHUTTERSTOCK
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Der Ende Juni vollzogene Verkauf der 
SB-Warenhauskette real an den 

Finanzinvestor SCP wird sich auf die 
Metro Logistics Germany (MLOG) aus-
wirken. Einige der bundesweit acht 
Standorte haben bisher ausschließlich, 
andere teilweise real mit Waren ver-
sorgt. Insgesamt braucht MLOG nun 
eine neue Strategie.

»Um die Schließung ganzer Stand-
orte zu vermeiden, hat die MLOG das 
Projekt ,Leonardo‘ initiiert«, erklärt 
Siegmar Roder aus der ver.di-Bundes-
fachgruppe Groß- und Außenhandel 
(GAH). »Im Kern geht es darum, auch 
für andere Unternehmen Logistikdienst-
leistungen sowie Lagerfläche anzubie-
ten.« Damit konkurriere MLOG künftig 
mit Dachser, DHL und anderen Logisti-
kern.

In Zukunft Dienstleistungen
für andere Unternehmen

 
Derzeit werde bereits ein Vertrieb 

aufgebaut, das Konzept für »Leonardo« 
ist mit Zustimmung der Metro AG fer-
tiggestellt und umgesetzt werden soll 
die Neuausrichtung so schnell wie mög-
lich. Siegmar Roder hält das Projekt für 
sehr ambitioniert. »Die Marktsituation 
ist bekanntlich nicht so, dass man auf 
neue Logistiker wartet.« Allerdings 
müsse dieser Weg gegangen werden, 
weil sonst die MLOG-Standorte mit 
hundertprozentiger real-Belieferung 
wohl ohne ein neues Geschäftsmodell 
dauerhaft kaum eine Zukunftschance 
hätten.

Ein Großteil der real-SB-Warenhäuser 
soll von SCP an Kaufland, Edeka und 
Rewe sowie weitere Interessenten wei-
terveräußert werden. In Eigenregie wird 
der Finanzinvestor nur eine kleine Zahl 
der Häuser betreiben, und das auch nur 
für maximal zwei Jahre. Entsprechend 

stark wirkt sich diese Neuausrichtung 
auf MLOG aus.

»Für die Standorte mit hohem oder 
komplettem real-Anteil wird mit einem 
Abschmelzen des Volumens ab der 
Übernahme der Erwerber und die Über-
gabe der Logistikdienstleistung durch 
den Erwerber bzw. Betreiber bis zum 
30. Juni 2021 auf etwa 50 Prozent des 
bisherigen Volumens gerechnet«, so 
Siegmar Roder. Die Stellen von Leasing-
mitarbeiter*innen würden ebenso ab-
gebaut wie nun gemeinsam mit dem 
Gesamtbetriebsrat ein Freiwilligenpro-

gramm für ältere Beschäftigte zum 
Berufsausstieg erarbeitet worden sei, 
das recht gut angenommen werde. Noch 
in diesem Jahr sollen laut Ankündigung 
der Geschäftsleitung Interessenaus-
gleichs- und Sozialplanverhandlungen 
aufgenommen werden.

Die ersten Haustarifverträge
sind gekündigt worden

Die an den MLOG-Standorten Alt-
landsberg, Bremen und Reichenbach 
geltenden Haustarifverträge sind zum 

30. September gekündigt worden. In 
diesen drei Häusern liegt der Anteil an 
real-Belieferung bei 100 (Bremen, Rei-
chenbach) bzw. 70 Prozent (Altlands-
berg). Derzeit werden noch Fragen der 
Nachwirkung und ähnliches mehr bei 
diesen zum Teil über den jeweiligen Flä-
chentarifverträgen liegenden Haustarif-
verträgen geklärt. An den übrigen Stand-
orten werden die Flächentarifverträge 
GAH mit verlängerter Friedenspflicht 
vollständig übernommen. Hier kann 
frühestens zum 30. September 2021 
gekündigt werden, womit ver.di rechnet.

Neuausrichtung bei
Metro Logistics geplant

Derweil hat der Umsatz der Metro 
AG bereits Vorjahresniveau erreicht. Und 
durch den Verkauf des Chinageschäftes 
sind erhebliche Mittel vorhanden, um 
MLOG zu unterstützen, so ver.di-Bun-
desfachgruppenleiter Manfred Wirsch.

Zum Jahresende verlässt, wie von ihm 
gewünscht, der Metro-Vorstandsvorsit-
zende Olaf Koch den Konzern. In seine 
Amtszeit seit 2012 fallen die Verkäufe 
von real und Kaufhof, sowie die Abspal-
tung von Media-Markt und Saturn. Jetzt 
brauche der Konzern eine klare Wachs-
tumsstrategie, zitiert die„Lebensmittel-
zeitung“ einen Cash+Carry-Experten. 
Er setzt auf das Zustellgeschäft. Manfred 
Wirsch hofft, »dass der Nachfolger Han-
delsexpertise hat, den Dialog mit Ar-
beitnehmervertretung und ver.di sucht 
sowie eine Vision für das Unternehmen 
entwickelt«. � G U D R U N  G I E S E

In die Auseinandersetzung um den 
Erhalt möglichst vieler Filialen und Jobs 
sowie gegen die drohende Verödung 
von Innenstädten haben sich auch vie-
le Bürgermeister und andere Politiker 
eingebracht. Bei verschiedenen Sam-
melaktionen sind weit über 120.000 
Protestunterschriften zusammengekom-
men. Auch spontane Kurzdemos und 
Kundgebungen in vielen Städten sowie 
Gespräche mit Vermietern über Miet-
reduzierungen haben Wirkung gezeigt.

Schließungsliste muss 
weiter schrumpfen 

Handelte es sich zunächst über 80 
zu schließende Warenhäuser von 172, 
so konnte die Zahl bereits im Zuge der 
erfolgreichen ver.di-Verhandlungen über 
einen Sozialtarifvertrag im Juni auf 62 
verringert werden. Bis Redaktionsschluss 
(7.9.) reduzierte sich die Zahl noch ein-
mal auf 46 und es gab sehr hoffnungs-
volle Prognosen für zwei weitere Häu-
ser. Bei Karstadt Sports sind es 18 von 
31 Filialen, die dichtgemacht werden 
sollen und bei Karstadt Feinkost 20 von 
50. Das sind bisher zwei bzw. sechs 
Standorte weniger als ursprünglich an-
gekündigt. Auch die Essener GKK-Zen-
trale bleibt bestehen. 

»Wir erwarten, dass weitere Filialen 
von der Schließungsliste herunterge-
nommen und damit den Beschäftigten 
und den Innenstädten Perspektiven ge-
geben werden«, so Stefanie Nutzenber-
ger in Essen. Diese ver.di-Losung bleibt 
hochaktuell: »Wir kämpfen weiter um 
jede Filiale und jeden Arbeitsplatz!«

Beim Verhandlungsmarathon zu den 
Sozialtarifverträgen und weiteren tarif-
lichen Regelungen konnten die ver.di- 
Bundestarifkommissionen im Juni be-
achtliche Ergebnisse erzielen, wobei 
diese zum Teil von GKK auf die beiden 
Töchter übertragen wurden – mit der 
großen Ausnahme der nichtfinanzierten 
Transfergesellschaft bei Karstadt Sports.

Tarifergebnisse können
sich sehen lassen

Von der Reduzierung der Schließungs-
filialen und der Einrichtung einer BQG 
war bereits die Rede. Darüber hinaus 
verhandelte ver.di zunächst bei Galeria 
Karstadt Kaufhof ein von der Arbeit-
geberseite präsentiertes Horrorpaket 
weg, das u.a. einen 
10-prozentigen Per-
sonalabbau in den 
weiterbetriebenen 
Häusern vorsah. Wei-
tere Gehaltskürzun-
gen und die verlang-
te Aussetzung von 
Erhöhungen für fünf Jahre wird es 
nicht geben. Im Gegenteil: Die volle 
Anwendung der Flächentarifverträge 
des Einzelhandels ab 2025 ist beschlos-
sen; der Integrationstarifvertrag vom 
Dezember 2019, der die Tarifbindung 
bei Karstadt und Kaufhof wiederher-
gestellt hat, gilt weiter. Dies führte 
dazu, dass alle Beschäftigten für die 
Dauer des Schutzschirmverfahrens Ta-
rifgehälter, einschließlich Sonderzah-
lungen, erhalten haben. Und das kommt 
insbesondere auch den Kolleg*innen, 
die ihren Arbeitsplatz verlieren, bei der 
Höhe des Arbeitslosengeldes zugute. 

Mit einem Tarifvertrag zu guter, ge-
sunder Arbeit und zur Beteiligung am 
Zukunftskonzept hat ver.di tarifpoliti-
sches Neuland betreten. Festgeschrieben 
wurde u.a. ein echtes Mitspracherecht 
der Beschäftigten bei der Weiterent-
wicklung der Warenhäuser. In diesen 
Prozess sind auch die betrieblichen 
Interessenvertretungen und ver.di un-
mittelbar einbezogen. Es wird überle-
benswichtig sein, dass alle Beteiligten 
die sich daraus ergebenden Chancen 
tatsächlich nutzen und der Eigentümer 
in die Zukunft des Warenhauses inves-
tiert. Ausführliche Infos zu den Tarifer-
gebnissen bei: handel.verdi.de

� A N D R E A S  H A M A N N

ZUKUNFT STATT KAHLSCHLAG!

http://handel-nrw.verdi.de/gross-und-aussenhandel
http://handel-nrw.verdi.de/gross-und-aussenhandel
http://handel.verdi.de
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und Kollegen waren ohne Vorankündi-
gung auf die Straße gesetzt worden. 
Ihr Widerstand hat Symbolcharakter, 
denn Hersteller in ganz Südasien nutzen 
die Corona-Pandemie, um gewerkschaft-
lich organisierte Standorte zu schließen. 

Inzwischen zeigen die Hartnäckigkeit 
der Entlassenen und der Protest Wir-
kung. Aktive Kolleg*innen und der GBR 
von H&M, ver.di-Handel, der globale 
Gewerkschaftsverband IndustriAll sowie 
weitere Gewerkschaften fordern von 
H&M, Verantwortung zu übernehmen 
und Druck auf das Management von 
Gokaldas auszuüben. 

Protest bei H&M-Zulieferer
in Indien zeigt Wirkung

H&M habe mittlerweile anerkannt, 
mit dem Gokaldas-Management und 
GATWU über eine Lösung des Konflikts 
verhandeln zu müssen, berichtet der 
Newslettter des ExChains-Bekleidungs-
netzwerkes, an dem u.a. ver.di und 
verschiedene Betriebsräte beteiligt sind. 
Wie diese Verhandlungen ablaufen 
werden, sei noch unklar und hänge von 
weiteren Solidaritätsaktionen und den 

Kämpfen vor Ort ab. GATWU gehe mit 
einer klaren Position in die Gespräche: 
Der Standort bleibt und die Arbeiter*in-
nen erhalten ihren Arbeitsplatz zurück.

Auch aus Sri Lanka gibt es einen Erfolg 
zu vermelden: Dort konnte bei einem 
Primark-Zulieferer die Gründung einer 
Betriebsgewerkschaft durchgesetzt wer-
den. Dafür hat sich hierzulande insbe-
sondere der Primark-Betriebsrat aus 
Hannover eingesetzt (ausführlich hierzu 
und zu den Netzwerken Bekleidung und 
Orangensaft unter: www.exchains.org). 
� A N D R E A S  H A M A N N

Weit über 200.000 Menschen ha-
ben eine Petition der Initiative 

Lieferkettengesetz an Kanzlerin Merkel 
unterschrieben. Sie setzen sich dafür 
ein, dass Unternehmen, die Menschen-
rechtsverletzungen und Umweltschäden 
in ihren Lieferketten in Kauf nehmen, 
dafür haften müssen. Der Initiative ge-
hören mehr als 100 Organisationen an, 
u.a. ver.di, der DGB, Brot für die Welt, 
Misereor, Oxfam und Greenpeace.

Die für Ende August angekündigten 
Eckpunkte der Regierung für ein solches 
Gesetz haben sich verzögert. Grund 
dafür ist die Blockadehaltung von Wirt-
schaftsminister Altmaier (CDU). Anders 
als die Minister Heil (Arbeit/Soziales) 
und Müller (Entwicklung) will er nur 
Unternehmen ab 5.000 Beschäftigten 
und ohne jede zivilrechtliche Haftung 
einbeziehen. 

»Um die Rechte der Beschäftigten 
und die Menschenrechte in der Zulie-
ferkette zu sichern, sind rechtsverbind-
liche Gesetze und vor allem Tarifverträ-
ge mit den Gewerkschaften vor Ort 
zwingend notwendig«, betont Orhan 
Akman, ver.di-Bundesfachgruppenleiter 
Einzelhandel.

In einer Resolution haben ver.di und 
die Gesamtbetriebsräte verschiedener 
Modeketten den Umgang der europä-
ischen Textilindustrie mit den Arbeits-
kräften u.a. in Indien, Bangladesch und 
Sri Lanka aufs Schärfste verurteilt. Seit 
Mai haben immer mehr – vorwiegend 
weibliche – Beschäftigte ihre Arbeit 
ohne jede soziale Absicherung verloren.

Bei einem H&M-Zulieferer, dem Un-
ternehmen Gokaldas Export im indischen 
Srirangapatna, dauert ein Arbeitskampf 
unter Leitung der Gewerkschaft GATWU 
bereits seit Juni an. 1.200 Kolleginnnen 

VIEL 
MEHR 
ALS 
WUT

Näherinnen-Protest gegen willkürliche Schließung� FOTO: GATWU

Mode ohne Opfer!
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Der Ausbildungsstart 2020 ist beson-
ders. Corona-bedingt hat sich die 

Einstellungsphase ausgeweitet; der Ein-
stieg für die angehenden Nachwuchs-
kräfte im Handel ist noch nach dem  
1. September möglich. Und bereits am 
1. Oktober beginnen dann die Wahlen 
zu den Jugend- und Auszubildenden-
Vertretungen. 

Die nächste heiße Phase in Sachen 
Jugendarbeit dauert also fast bis zum 
Jahresende. Das bietet gute Gelegen-
heiten für gewerkschaftlich orientierte 
Betriebsräte, JAVen und andere ver.di- 
Aktive, um bei den Auszubildenden neue 
Mitglieder zu gewinnen und so auch 
die eigene Position im Betrieb zu stärken. 

Diese Chancen sollten genutzt wer-
den, zum Beispiel bei Azubi-Begrüßungs-
meetings der betrieblichen Interessen-
vertretungen, wo die wichtigsten Fragen 
zum Ausbildungsstart sowie zu den 
anstehenden JAV-Wahlen gestellt und 
kompetent beantwortet werden können. 

Auch die sehr guten Tarifabschlüsse 
für 2019 und 2020, wo jeweils um 70 
Euro (Groß- und Außenhandel) und um 
45 bis 85 Euro (Einzelhandel) höhere 

Ausbildungvergütungen durchgesetzt 
werden konnten, sind treffende Argu-
mente für ver.di. Dafür haben viele 
Auszubildende gekämpft, die schon 
organisiert sind. 

JAVen statt Jammern, jetzt
Wahlvorstand einsetzen!

»Da geht noch mehr!«, sagt ver.di in 
einem Flugblatt. »Wenn wir in der 
nächsten Tarifrunde noch mehr werden, 
können wir auch noch mehr durchset-
zen.« Und zu den Wahlen im Oktober 
und November heißt es in einer aktu-
ellen ver.di-Info für Betriebsräte in Nord-
rhein-Westfalen: »JAVen statt Jammern 
– jetzt den Wahlvorstand für die JAV 
einsetzen!« Das gilt natürlich auch bun-
desweit (mehr dazu: www.jav.info).

Die ver.di-Jugend im Handel hat sich 
vorgenommen, auch in der Tarifrunde 
2021 wieder aktiv mitzumischen. Dazu 
braucht es möglichst viele neue Mit-
streiter*innen, denn gute Verhandlungs-

ergebnisse fallen ebensowenig vom 
Himmel wie die dringend notwendigen 
Verbesserungen in der Ausbildungs-
qualität. 

Leere Plätze wird es bei einem un-
verändert hohen Angebot auch in die-
sem Jahr beim Start ins neue Ausbil-
dungsjahr geben. Die im August veröf-
fentlichte Ausbildungsstatistik der 
Bundesanstalt für Arbeit wies noch mehr 
als 16.000 unbesetzte Stellen – das sind 
etwa 50 Prozent – bei den angehenden 
Kaufleuten im Einzelhandel sowie über 
13.000 unbesetzte Stellen bei den Ver-
käufer*innen aus. Der Arbeitgeberver-
band HDE zieht daraus die Schlussfol-
gerung, es müssten die Karrieremög-
lichkeiten im Handel noch besser her-
ausgestellt werden. Doch mit diesem 
Ziel hatte er bereits 2019 die Image-
kampagne »Jetzt schon ein Profi« ge-
startet – offenbar mit ungenügendem 
Ergebnis. 

Schöne Bilder und Worte können 
eben nicht darüber hinwegtäuschen, 
dass es einen starken Nachholbedarf 
in der Verbesserung der Ausbildungs-
bedingungen und bei der Schaffung von 
Perspektiven für junge Menschen gibt. 
Die Arbeitgeber müssten dringend den 
Kern des Problems angehen, betonten 
die Jugendvertreterinnen und Jugend-
vertreter des ver.di-Bundesfachbereichs 
Handel bei einem Treffen in Hamburg: 
»Das heißt Tarifflucht bekämpfen, eine 
Übernahmegarantie nach der Ausbil-
dung einführen und die Ausbildungs-
qualität verbessern.«

Klare Mängel weist der regelmäßig 
erscheinende Ausbildungsreport des 
DGB für den Handel aus: Rund 34 Pro-
zent der befragten Auszubildenden 
mussten Überstunden leisten, über 40 
Prozent konnten ihr Berichtsheft nicht 
während der Arbeitszeit führen und bei 
rund 40 Prozent wurde die gesetzliche 
Ruhezeit nicht eingehalten. 

In Unternehmen mit Betriebsräten 
sowie JAVen ist die Ausbildungsquali-
tät erfahrungsgemäß deutlich besser. 
Sie achten in der Regel darauf, dass 
Auszubildende nicht als billige Hand-
langer missbraucht werden, arbeiten 
oft an den betrieblichen Ausbildungs-
plänen mit und kontrollieren deren 
Einhaltung. 

Die ver.di-Jugend ist die Expertin rund 
um den Berufseinstieg und die Ausbil-
dung. Sie steht für konsequente Inte-
ressenvertretung. Bei regelmäßigen 
Team-Treffen mit JAV-Aktiven werden 
Aktionen und Veranstaltungen für bes-
sere Ausbildungs- und Arbeitsbedin-
gungen im Handel geplant. �
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Azubis gleich 
richtig am Start

� FOTO: FOTOTEAM VER.DI  HESSEN

Dein Draht zur ver.di-Jugend im 
Handel auf Bundesebene: 
Daniel Nikolovic
daniel.nikolovic@verdi.de
030 / 69 56-27 24

Weitere Infos:
handel.verdi.de/ueber-uns/jugend-im-handel
facebook.com/ver.di.Jugend

S O L I D A R I T Ä T  E N T L A N G  D E R  L I E F E R K E T T E N

Vor der Berliner Signa-Zentrale des Eigen-
tümers von Galeria Karstadt Kaufhof for-
derten Ende Juli mehrere hundert Beschäf-
tige mit ver.di, auch für die von Arbeits-
platzverlust Betroffenen bei Karstadt 
Sports eine Transfergesellschaft zu finan-
zieren, was bisher abgelehnt wird. Über-
geben wurden Listen mit 40.000 Unter-
schriften, die den Erhalt des Sporthauses 
in Dortmund verlangen. Proteste gab es 
u.a. auch an den Galeria-Standorten in 
Hamburg-Wandsbek, Dortmund und 
Mönchengladbach-Rheydt (unten). 
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